
Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz (BMJV) hat im Mai 2026 den Referenten-
entwurf eines Gesetzes zur Reform des Kindschafts-
rechts (Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetz 
– KiMoG) vorgelegt. Am 22. Juli 2026 wurden die 
Stellungnahmen aus der Verbändebeteiligung veröf-
fentlicht. Der Entwurf befindet sich damit weiterhin 
im Gesetzgebungsverfahren; die vorgesehenen Än-
derungen sind noch nicht geltendes Recht.

Was sieht der Referentenentwurf vor?

Stärkere Orientierung an Kindeswohl, Kinderrech-
ten und Kindeswillen 
Kindeswohl und die Perspektive des Kindes sollen in 
Sorge- und Umgangsverfahren stärker berücksich-
tigt werden. Beteiligungs- und Informationsrechte 
von Kindern werden ausgebaut.

Neuregelung der elterlichen Sorge
Die gemeinsame Sorge nicht miteinander verheirate-
ter Eltern soll erleichtert werden. Zugleich sollen die 
Entscheidungsbefugnisse getrennt lebender Eltern 
bei der Betreuung des Kindes klarer geregelt werden.

Unterschiedliche Betreuungsmodelle nach Tren-
nung
Das Kindschaftsrecht soll unterschiedlichen Betreu-
ungsformen besser Rechnung tragen. Einen gesetzli-
chen Vorrang des Wechselmodells sieht der Entwurf 
nicht vor; entscheidend bleibt das Wohl des einzel-
nen Kindes.

Stärkung des Gewaltschutzes
Häusliche Gewalt soll bei Sorge- und Umgangs-
entscheidungen ausdrücklich stärker berücksichtigt 
werden. Umgang kann zum Schutz des Kindes und 
des von Gewalt betroffenen Elternteils beschränkt 
oder ausgeschlossen werden. Damit soll deutlicher 
zwischen gewöhnlichen Elternkonflikten und Ge-
waltkonstellationen unterschieden werden.

Bedeutsame Beziehungen des Kindes
Die tatsächlichen sozialen Beziehungen des Kindes 
werden stärker berücksichtigt. Umgangsregelungen 
für Geschwister, Großeltern, enge Bezugspersonen 
sowie leibliche, aber nicht rechtliche Elternteile wer-
den weiterentwickelt.
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Pflegekindschaft und Adoption
Das Pflegekindschaftsrecht soll stärker mit der Per-
spektivklärung nach dem SGB VIII verzahnt und die 
Rechtsstellung von Pflegekindern und Pflegeperso-
nen weiterentwickelt werden. Auch im Adoptions-
recht sind erweiterte Beteiligungs-, Informations- 
und Umgangsregelungen vorgesehen.

Bedeutung für die Kinder- und Jugendhilfe
Die Reform betrifft insbesondere Beratung und Un-
terstützung nach §§ 17 und 18 SGB VIII, die Mitwir-
kung des Jugendamtes in familiengerichtlichen Ver-
fahren nach § 50 SGB VIII sowie Pflegekinderdienste, 
Adoptionsvermittlungsstellen und Angebote des be-
gleiteten Umgangs. Die fachliche Einschätzung von 
Kindeswohl, Kindeswille, Bindungen und Gewaltkon-
stellationen gewinnt weiter an Bedeutung.

Zentrale Punkte aus der 	
Verbändebeteiligung

Die vom BMJV veröffentlichten Stellungnahmen 
zum Referentenentwurf zeigen neben grundsätz-
licher Zustimmung zu wesentlichen Reformzielen 
auch fachlichen Nachbesserungsbedarf. Für die Kin-
der- und Jugendhilfe sind insbesondere folgende 
Diskussionspunkte relevant:

Gewaltschutz noch nicht konsequent genug:
Die stärkere Berücksichtigung häuslicher Gewalt in 
Sorge- und Umgangsverfahren wird grundsätzlich 
begrüßt. Zugleich wird kritisiert, dass der Schutz von 
Kindern und gewaltbetroffenen Elternteilen noch 
nicht in allen Bereichen konsequent gewährleistet 
wird. Gefordert werden insbesondere klarere Vorga-
ben für die Berücksichtigung von Partnerschaftsge-
walt bei Sorge- und Umgangsentscheidungen sowie 
eine stärkere Beachtung der Auswirkungen des Mit-
erlebens häuslicher Gewalt auf Kinder.

Gemeinsame Sorge nicht miteinander verheirate-
ter Eltern:
Die vorgesehene erleichterte Begründung der ge-
meinsamen Sorge wird unterschiedlich bewertet. 
Kritisch wird insbesondere darauf hingewiesen, dass 
die vorgesehene Widerspruchslösung in belasteten 
oder von Gewalt geprägten Beziehungen zu zusätzli-
chem Entscheidungs- und Zeitdruck für Mütter füh-
ren kann. Gefordert wird daher, Schutzbedarfe und 
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Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe  
»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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Gewaltkonstellationen bei der Ausgestaltung der 
Regelung ausreichend zu berücksichtigen.

Kinderrechte, Beteiligung und Kindeswille:
Die stärkere Stellung von Kindern im Kindschafts-
recht wird grundsätzlich begrüßt. Zugleich wird wei-
terer Regelungsbedarf gesehen, um Beteiligungs-
rechte und die eigenständige Berücksichtigung des 
Kindeswillens in den unterschiedlichen Verfahren 
konsequent abzusichern. Dabei ist zwischen Kindes-
wohl und Kindeswillen zu unterscheiden und sicher-
zustellen, dass die Perspektive des Kindes alters- und 
entwicklungsangemessen erhoben und berücksich-
tigt wird.

Pflegekindschaft und Adoption:
Bei einzelnen vorgesehenen Neuregelungen wird auf 
mögliche Auswirkungen auf die Stabilität und Pers-
pektivsicherheit bestehender Familien- und Pflege-
verhältnisse hingewiesen. Gerade bei auf Dauer an-
gelegten Pflegeverhältnissen müssen die Bindungen 
des Kindes und die notwendige Kontinuität seiner 
Lebensbezüge berücksichtigt werden. Auch im Adop-
tionsrecht sind die Interessen des Kindes, die Bedeu-
tung seiner Herkunftsbeziehungen und die Stabilität 
der Adoptivfamilie sorgfältig auszubalancieren.

Ressourcen für Jugendämter, Familiengerichte und 
Fachdienste:
Die mit der Reform verbundenen höheren Anfor-
derungen an Beteiligung, Gefährdungs- und Risi-
koeinschätzung sowie die differenzierte Bewertung 
von Sorge- und Umgangskonstellationen benötigen 
entsprechende personelle und zeitliche Ressourcen. 
Dies betrifft insbesondere Familiengerichte und Ju-
gendämter, aber auch Beratungsstellen, Pflegekin-
derdienste, Adoptionsvermittlungsstellen und wei-
tere beteiligte Fachdienste.

Qualifizierung zu häuslicher Gewalt und Trauma:
Für die am familiengerichtlichen Verfahren betei-
ligten Professionen werden vertiefte Kenntnisse 
über häusliche Gewalt, deren Dynamiken und Aus-
wirkungen auf Kinder sowie über Traumafolgen als 
erforderlich angesehen. Für Familienrichterinnen 
und Familienrichter wird insbesondere eine Erwei-
terung der bestehenden Fortbildungsanforderungen 
um Kenntnisse zu Art und Auswirkungen häuslicher 
Gewalt gefordert. Entsprechende Kompetenzen sind 
auch für die beteiligten Fachkräfte der Kinder- und 
Jugendhilfe und weitere am Verfahren beteiligte 
Professionen von Bedeutung.

Einheitliche fachliche Standards und Risikobewer-
tung:
Für Verfahren mit Anhaltspunkten für Partner-
schaftsgewalt wird eine systematische und fach-
lich fundierte Risikoeinschätzung als notwendig 

angesehen. Diskutiert werden hierfür insbesondere 
einheitliche bzw. leitliniengestützte Standards, die 
den beteiligten Professionen Orientierung für die 
Ermittlung und Bewertung möglicher Gefährdungen 
geben, ohne die notwendige Einzelfallentscheidung 
zu ersetzen.

Qualifikation und Rolle der Verfahrensbeistände:
Verfahrensbeistände haben die Aufgabe, die Interes-
sen des Kindes festzustellen und im familiengericht-
lichen Verfahren zur Geltung zu bringen. Angesichts 
der hohen Anforderungen insbesondere in hochkon-
flikthaften und gewaltgeprägten Verfahren kommt 
ihrer fachlichen Qualifikation besondere Bedeutung 
zu. Erforderlich sind insbesondere fundierte Kennt-
nisse zu Kindesentwicklung, Kindeswillen, häusli-
cher Gewalt und den Auswirkungen belastender und 
traumatischer Erfahrungen. Im Reformprozess wird 
zugleich eine Stärkung der Stellung des Verfahrens-
beistands vorgesehen.

Einordnung für die Kinder- und 	
Jugendhilfe

Die Verbändebeteiligung macht deutlich, dass die 
grundsätzliche Zielrichtung der Reform – eine stär-
kere Orientierung an den Rechten, Beziehungen und 
Schutzbedürfnissen von Kindern – vielfach unter-
stützt wird. Gleichzeitig besteht bei zentralen Fra-
gen noch fachlicher Nachbesserungsbedarf.

Für die Kinder- und Jugendhilfe sind insbesondere 
vier Aspekte bedeutsam: ein konsequenter Gewalt-
schutz, eine verbindliche und altersgerechte Beteili-
gung von Kindern, die Sicherung stabiler Lebens- und 
Beziehungsverhältnisse insbesondere für Pflegekin-
der sowie ausreichende personelle Ressourcen und 
fachliche Qualifikationen für die Umsetzung.

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren wird deshalb 
auch darauf zu achten sein, dass die erweiterten 
Anforderungen an Jugendämter, Familiengerichte 
und weitere beteiligte Dienste durch klare fachliche 
Standards, geeignete Verfahren der Risikoeinschät-
zung, entsprechende Qualifizierung und ausreichen-
de Ressourcen abgesichert werden.

Hannover, 13. August 2026

Dr. Björn Hagen

Geschäftsführer
Evangelischer Erziehungsverband


